
kation, Interaktion, Selbst-
behauptung und Konfliktlö-
sung sowie Empathie seien 
notwendig. Strategien zur 

Bewältigung von Frustrati-
on, Demütigung und Versa-
gen seien zur Minimierung 
des Risikos erforderlich. 

Ein unbekannter Faktor ist 
nach wie vor der situative 
Auslöser für den Amoklauf. 
Dennoch sind präventive 

Schritte als Gegenwirkung 
an Schulen nötig. Das 
„Ausrasten“ als einzigen 
Weg aus der Aussichtslo-

sigkeit zu sehen, zeigt den 
großen Handlungsbedarf. 
Um zunächst schnellstmög-
lich Sicherheit zu schaffen 

und Schutz zu gewährleis-
ten, stellte die Fraktion der 
CDU und FDP im Landtag 
einen Entschließungsantrag. 

Die Beteiligten werden in 
Zukunft durch Informatio-
nen, Trainings und Schulun-
gen Unterstützung finden. 

Darüber hinaus werden die 
niedersächsischen Schulen 
über die neuesten wissen-
schaftlichen Erkenntnisse 

zur Amoktat aufgeklärt, um 
entsprechende Präventio-
nen zu ergreifen sowie 
Notfallpläne zur Verfügung 

gestellt. Langfristig ist aber 
zur Überwindung dieses 
Phänomens die Erweite-
rung von Maßnahmen wie 

soziale Kompetenz, Um-
gang mit Gewalt und Mob-
bing unentbehrlich. 

Amoklauf in Ansbach. Er-
neut ein entsetzlicher An-
schlag auf die Gesellschaft 
aus ihrer Mitte heraus. 

„Gewalttätige Spiele“, 
„Brutale Filme“, "Psycho-
pharmaka“ waren Erklä-
rungsversuche für das 

„Warum“ einiger vergange-
ner Amokläufe. Wo die 
Gründe der schleichenden 
Selbstentzündung und der 

explosiven Fremdzerstö-
rung liegen, scheint recht 
komplex. Genauso die Fra-
ge nach Entschärfung durch 

Prävention. 

Als „in blinder Wut angrei-
fen und töten“ wird der 
Begriff Amok anlehnend an 

das mailaiische Wort 
„mon-âmok“ definiert. Der 
Entschluss aus blinder Wut 
zu töten, ist ein Prozess, 

der durch mangelnde An-
erkennung und gesellschaft-
liche Ausgrenzung über 
einen langen Zeitraum an-

schwillt. „Ist schon bitter, 
wenn Du immer nur ein 
Niemand bist für die ande-
ren“, soll Georg R. aus 

Ansbach vor seiner Tat 
gesagt haben. Eine Äuße-
rung, die Bände spricht. 
Mehrere Motive nennt eine 

Studie der Technischen 
Universität Darmstadt, die 
sieben Amokfälle in 
Deutschland von 1999 bis 

2006 untersuchte. Alle Tä-
ter hätten vor der Tat 
Kränkungen, soziale Brü-

che oder Verlusterfahrun-
gen erlitten. In allen Fällen 
habe es schulische Konflik-
te gegeben und die Mehr-

zahl sei Außenseiter gewe-
sen. Darüber hinaus hätten 
sich die Täter für Gewalt-
darstellungen in den Me-

dien interessiert. Ursachen 
also, die zu Risikoindikato-
ren im Verhalten sowie in 
der Kommunikation des 

Täters führen. Genannt 
werden Suizid-Äußerungen 
oder die Erstellung von 
Todeslisten, das Zeigen 

einer Waffe oder die An-
kündigung eine mitzubrin-
gen, die Bekanntgabe eines 
Amoklaufes oder einer 

Racheabsicht. Fest steht 
dabei, dass eine Kausalket-
te von Ereignissen die A-
moktat begünstigt und 

nicht ein Faktor den Nähr-
boden für den Gewaltakt 
bietet. Fest steht auch, dass 
der Tat ein Plan voraus-

geht. 

Streitig ist in diesem Zu-
sammenhang, ob eine A-
mok-Prävention greifen 

kann. Einige wenige vernei-
nen eine solche und nen-
nen lediglich eine Suizid- 
oder Gewaltprävention, die 

eventuell positiv auf den 
Amokläufer wirken könne. 
Andere wiederum befür-
worten Präventionsmaß-

nahmen zur Deeskalation. 
Soziale Kompetenzen in 
den Bereichen Kommuni-
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Immer wieder ist der Pres-
se zu entnehmen, dass der 
BGH Entscheidungen des 
Landgerichtes rügt und 

zurückverweist. Angeblich 
kämen die Verfahrensfehler 
durch die Überlastung von 
Richtern zustande. Aller-

dings hat die Strafkammer 
seit einiger Zeit zwei Hilfs-
strafkammern, denen der 
BGH offensichtlich nicht 

wohl gesonnen ist. Das 
Justizministerium stellte im 
Rahmen der Personalbe-
darfsberechnung fest, dass 

Hannover überdurch-

schnittlich gut ausgestattet 
ist. Das Landgericht Han-
nover argumentiert dage-
gen, dass in einer Groß-

stadt wie Hannover die 
Fälle schwieriger seien und 
ein ganz anderes Ausmaß 
erreichten als an kleineren 

Orten. „Auch andere Ge-
richte haben eine hohe 
Belastung wie beispielswei-
se die Wirtschaftsstrafkam-

mer Hildesheim, die mit 
erheblich weniger Personal 
auskommen als das Land-
gericht Hannover. Daraus 

folgt, dass die Leitung des 

Landgerichtes Hannover 
Änderungen am Geschäfts-
plan zur besseren Vertei-
lung der Gerichtsverfahren 

vornehmen muss“, erklärte 
Dirk Toepffer dazu. 

bar sind, wenn der Halter 
nicht zahlen kann. 
Der Entwurf verlangt fer-
ner auf eine sozialverträgli-

che Erziehung hinzuwirken. 
Jedoch ist dies bereits jetzt 
in § 5 Abs. 1 Nr. 2 
NHundG geregelt. Von 

daher ist der Punkt über-
flüssig.  

Des Weiteren wird ver-
sucht den ein oder anderen 

zunächst unerhebliche 
Punkt der gültigen Fassung 
zu ergänzen, was leider 
misslingt. Denn die Rege-

lung, dass Hundehalter ver-

Monatelang waren Hunde-
attacken ein präsentes 
Thema in der Öffentlich-
keit. Die Änderung des 

Niedersächsischen Hunde-
gesetzes soll möglichst ei-
nen Beitrag zur Verhinde-
rung von Beißvorfällen leis-

ten.  

Die Fraktion DIE LINKE 
legte im Plenum einen Ge-
setzesentwurf vor. Danach 

wird eine Haftpflichtversi-
cherung gefordert, die Sinn 
macht, da Schadensersatz-
ansprüche des Geschädig-

ten häufig nicht durchsetz-

pflichtet werden sich zu 
registrieren, kann nicht in 
der Hauptsache schützen. 
Daher wird bei der Ände-

rung des NHundG die Fra-
ge zu stellen sein, wie Kör-
perverletzungen zum 
Schutz der Allgemeinheit 

abgewendet werden kön-
nen.  

BGH „kassiert“ Urteile des Landgerichtes Hannover 
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In der „Ständigen Vertre-

tung“ wurde am 13. Sep-
tember 2009 das Duell 

zwischen Bundeskanzlerin 
Angela Merkel und dem 
Kanzlerkandidaten Frank-
Walter Steinmeier übertra-

gen. Dabei waren Dirk 
Toepffer und die Bundes-
tagskandidaten Ursula von 
der Leyen, Rita Pawelski, 

Maria Flachsbarth sowie 
Sebastian Lechner. Mit hei-

terem Gelächter, Raunen 
und spontanem Applaus 
wurde das Ereignis durch 
die Anwesenden kollektiv 

mitverfolgt. 

werden zu einer Ersatzfrei-
heitsstrafe in einer nieder-
sächsischen JVA für die 
Dauer von 120 bis 160 Ta-

gen verurteilt. Die Kosten 
liegen dabei bei 192.000 € 

bis 1.536.000 €, ohne die 

Berücksichtigung der Er-

mittlungs- und Gerichts-
verfahren. Laut Toepffer ist 
diese Praxis zu teuer und 

Dirk Toepffer kritisierte im 
Oktober 2008 die Krimina-
lisierung von Schwarzfah-
rern. „Schwarzfahren“ sei 

eher im Bereich einer Ord-
nungswidrigkeit einzuord-
nen. Verkehrsbetriebe zei-
gen die „Wiederholungs-

Täter“ regelmäßig nach 
„dreimal Schwarzfahren“ 
an. 120 Menschen pro Jahr 

unverhältnismäßig. Der Ar-
tikel „Schwarzfahrer sollen 
nicht mehr ins Gefängnis“ 
erschien in der Neuen 

Presse und ist nun sogar im 
Sozialkundebuch „Mensch 
und Politik“ veröffentlicht, 
welches fester Bestandteil 

des bayerischen Schulun-
terrichts ist. 

Public Viewing: Merkel versus Steinmeier 

CDU-Landtagsabgeordneter findet Einzug in die bayerischen 
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Dirk Toepffer ist Mitglied in der Jury des Realisierungswettbe-
werbes „Neukonzeption des Plenarbereichs“ 

Der Niedersächsische 
Landtag beabsichtigt be-
kanntlich eine Um- bzw. 
Neugestaltung des Plenar-

bereichs einschließlich des 
Eingangsbereichs, der Sit-
zungs- und Bürobereiche, 
der Bereiche für Besucher 

und Medienvertreter sowie 
des Restaurant- und Kü-

chenbereichs. Dafür wurde 
ein offener, zweiphasiger 
Realisierungswettbewerb 
ausgeschrieben. Im No-

vember wird die Jury 25 
Vorschläge in die engere 
Wahl ziehen und im Febru-
ar 2010 den Gewinner be-

kannt geben. „Die Beurtei-
lung der Entwürfe ist eine  

spannende Aufgabe und ich 
bin ganz neugierig auf die 
kommenden Konstruktio-
nen“, sagte Dirk Toepffer. 

Die Umsetzung des Pro-
jekts der Um- bzw. Neu-
gestaltung soll bis Ende 
2012 erfolgen. 

LANDTAGSUMBAU 
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Heiner Hoffmeister steigt auf 
Heiner Hoffmeister, stell-
vertretender Vorsitzender 
des CDU Kreisverbandes 
Hannover Stadt, wird zum 

Ministerialdirigenten er-
nannt und neuer Abtei-

lungsleiter im Referat 2 für 
schulformübergreifende 
Angelegenheiten und Inno-
vationen sowie Kirchen. 

Bisher war er in der Positi-
on eines leitenden Ministe- 

rialrates stellvertretender 
Leiter der Abteilung gewe-
sen. Der Kreisverband 
wünscht viel Erfolg für die 

neue Aufgabe. 

Dr. Kuno Winn wechselt zur FDP 
Dr. Kuno Winn ist aus der CDU ausgetreten 
und Mitglied der FDP geworden. Als Grund 
gab er die Unzufriedenheit mit der Gesund-
heitspolitik der Union an. Winn gehörte von 

1994 bis 2008 dem niedersächsischen Landtag 
an. 


